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Gefühlte und reale Distanz

Die bevorstehende Bundestagswahl heizt die
Spekulationen an, da die derzeitige Koalition
mit mehr als unsicheren Perspektiven in das
Wahljahr geht. Die Liberalen liegen in der
Wählergunst knapp unter 5 Prozent, die Koali-
tion zusammengenommen bei 42 Prozent.
Zurzeit wären ihre Chancen gering, ihre Re-
gierungsmehrheit zu verteidigen. Wenn es im
Wahljahr selbst nicht noch zu einer Umorien-
tierung von mindestens 4 Prozent der Wähler
kommt, wäre ein Regierungswechsel wahr-
scheinlich. Legt man die derzeitigen Wähler-
sympathien zugrunde, könnte die Wahl rein
rechnerisch zu einer großen Koalition, zu ei-
nem schwarz-grünen Bündnis oder einer rot-
grünen Koalition führen. Rot-Grün ist zurzeit
näher an einer Mehrheit als Schwarz-Gelb.
Schon ein Zugewinn von 2 Prozent könnte ein
rot-grünes Bündnis ermöglichen.

Gerechnet wird zurzeit in erster Linie mit ei-
ner Neuauflage der großen Koalition. Beson-
dere Phantasien entfachen jedoch immer wie-
der neue Spekulationen über eine Annäherung
von Unionsparteien und Grünen. Die Hinder-
nisse für ein solches Bündnis scheinen vielen
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Kommentatoren geringer denn je, nachdem
mit der im Konsens aller Parteien beschlosse-
nen Energiewende einer der größten Streit-
punkte ausgeräumt ist. 

Bei den Bürgern hält sich allerdings die Be-
geisterung für eine solche Konstellation in en-
gen Grenzen. Schon 2008 standen nur 25 Pro-
zent der Bürger einer Koalition auf Bundes-
ebene grundsätzlich positiv gegenüber, jetzt
sind es 22 Prozent. Die Wunschkoalitionen
sind andere, wobei allerdings keine Koalition
den Idealvorstellungen von mehr als einem
Viertel der Bürger entspricht: 23 Prozent der
Bevölkerung wünschen sich ein rot-grünes
Bündnis, 22 Prozent eine große Koalition, 15
Prozent den Fortbestand der derzeitigen Koali-
tion; sie hat viele Wähler enttäuscht, da zu
häufig und zu demonstrativ Konflikte ausge-
tragen wurden. Die Bürger erwarten von einer
Koalition, die von ihnen gemeinsam einen Re-
gierungsauftrag erhalten hat, eine konstruktive
Zusammenarbeit. Von der derzeitigen Koaliti-
on hatten viele eine reibungslosere Zusam-
menarbeit erwartet als von der vorherigen gro-
ßen Koalition. Das Maß der Auseinanderset-
zungen in dieser Legislaturperiode hat die
Bürger überrascht und beeindruckt. Zwei Drit-
tel nahmen über die letzten Jahre hinweg die
Koalition als zerstritten wahr. Dies hat die
FDP weitaus mehr beschädigt als die Unions-
parteien.
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Von einem schwarz-grünen Bündnis ver-
spricht sich die Bevölkerung jedoch noch we-
niger. Nur für knapp 5 Prozent wäre dies die
Wunschkoalition nach der nächsten Bundes-
tagswahl, knapp vor einem Bündnis von SPD
und Linken, das sich 4 Prozent wünschen. Die
Anhänger der Unionsparteien hoffen entweder
auf eine Fortsetzung der derzeitigen Koalition
(36 Prozent) oder eine große Koalition (33
Prozent), während nur 8 Prozent ein schwarz-
grünes Bündnis favorisieren. Die Anhänger
der Grünen präferieren ein neuerliches rot-
grünes Bündnis; auch von ihnen wünschen
sich gerade einmal knapp 8 Prozent eine Ko-
alition von Unionsparteien und Grünen.

Auch wenn viele frühere Meinungsverschie-
denheiten ausgeräumt oder abgemildert sind,
stehen sich die Anhänger der Grünen und der
Unionsparteien auch heute noch überwiegend
distanziert gegenüber. Nur jeder fünfte An-
hänger der CDU/CSU setzt die Grünen auf
den zweiten Rang seiner Parteisympathien,
dagegen 47 Prozent auf die Ränge vier bis
sechs. Am nächsten stehen den Anhängern der
CDU die SPD und – mit erheblichem Abstand
 – die FDP. 46 Prozent der Unionsanhänger
benennen die SPD als die Partei, die ihnen
nach der CDU/CSU am sympathischsten ist,
31 Prozent die FDP. Umgekehrt ist die CDU
nur für 15 Prozent der Anhänger der Grünen
die zweitsympathischste Partei, dagegen für
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59 Prozent die SPD. 

Zurzeit kann sich nur ein Fünftel der Bürger
vorstellen, dass eine schwarz-grüne Koalition
gut zusammenarbeiten könnte, während 56
Prozent überzeugt sind, dass die Unterschiede
zwischen beiden Parteien dafür zu groß sind.
Die Anhänger der Unionsparteien und der
Grünen sehen das ähnlich wie die Bevölke-
rung. 

Die programmatischen Unterschiede zwischen
den Unionsparteien und den Grünen werden
auch keineswegs nur auf einem oder auf weni-
gen Politikfeldern verortet. Vielmehr geht die
große Mehrheit davon aus, dass die Positionen
beider Parteien sowohl in der Umwelt- und
Energiepolitik sehr unterschiedlich sind wie in
der Steuerpolitik, in Bezug auf Auslandsein-
sätze der Bundeswehr, Datenschutz, die Lega-
lisierung weicher Drogen, in Bezug auf Min-
destlöhne, die künftige Gestaltung der Kran-
kenversicherung, die Einwanderungspolitik
oder die Gleichstellung gleichgeschlechtlicher
Partnerschaften. So sind zwei Drittel der Be-
völkerung überzeugt, dass CDU/CSU und
Grüne unterschiedliche Positionen in Bezug
auf die künftige Gestaltung des Spitzensteuer-
satzes und die Vermögenssteuer haben sowie
in Bezug auf die Legalisierung weicher Dro-
gen und die Gleichstellung gleichgeschlechtli-
cher Partnerschaften. 60 Prozent diagnostizie-
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ren Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf
die Einbürgerungspolitik, 59 Prozent bei dem
Zeitplan für den Ausstieg aus der Kernenergie,
56 Prozent in Bezug auf die Zukunft der pri-
vaten Krankenversicherung und die Etablie-
rung einer Bürgerversicherung. Ebenfalls je-
weils 56 Prozent halten die Positionen zu
Volksentscheiden und zum Datenschutz für
nur schwer kompatibel, 54 Prozent die Posi-
tionen zu einem flächendeckenden Mindest-
lohn.

Während immer wieder beklagt wird, dass alle
Parteien an Profil verlieren und austauschbar
werden, haben die Bürger sehr klar konturierte
Vorstellungen von den Zielen der Parteien. Sie
zeichnen für die SPD ein völlig anderes inhalt-
liches Profil als für die CDU/CSU und auch
für die Unionsparteien ein völlig anderes als
für die Grünen. Die CDU wird als die Partei
gesehen, die sich wie keine andere um die
Stärkung von Wirtschaft und Wachstum be-
müht, die für die europäische Einigung und ei-
nen stabilen Euro eintritt. Gleichzeitig wird sie
als Anwalt der inneren Sicherheit gesehen und
orientiert an christlichen Werten. 73 Prozent
attestieren den Unionsparteien, dass sie sich
besonders für die Stärkung der Wirtschaft ein-
setzen; 68 Prozent sehen die CDU als Anwalt
der europäischen Integration, 61 Prozent als
Verfechter christlicher Werte; 60 Prozent as-
soziieren sie mit innerer Sicherheit und einer
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konsequenten Verbrechensbekämpfung. 

Völlig anders ist das inhaltliche Profil, das die
Bürger mit den Grünen verbinden. Sie sind in
den Augen der überwältigenden Mehrheit
nach wie vor die Umweltpartei und der An-
walt erneuerbarer Energien. 81 Prozent schrei-
ben den Grünen die Förderung regenerativer
Energien zu, 79 Prozent Engagement für Um-
weltschutz. Darüber hinaus assoziieren die
Bürger sie vor allem mit Toleranz gegenüber
anderen Kulturen, Engagement für die Gleich-
berechtigung von Frauen, mit einer modernen
Familienpolitik, Mindestlöhnen, sozialer Ge-
rechtigkeit und Einsatz für Chancengleichheit.

Es ist ein Profil, das dem der SPD wesentlich
näher kommt als dem der Unionsparteien.
Wirtschaftliche Ziele, die das Bild der CDU in
hohem Maße prägen, werden mit den Grünen
kaum verbunden – ob es um Wachstum und
die Stärkung der Wirtschaft insgesamt geht
oder um Währungsstabilität. Nur 14 Prozent
haben den Eindruck, dass Wachstum ein An-
liegen der Grünen ist, nur 25 Prozent, dass sie
sich für eine stabile Währung engagieren.
Auch innere Sicherheit ist nach der Wahrneh-
mung der überwältigenden Mehrheit kein An-
liegen der Grünen. 

Umgekehrt hat die CDU/CSU nur ein blasses
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Profil in Bezug auf Umweltschutz, Gleichbe-
rechtigung, Engagement für Chancengleich-
heit, Mindestlöhne oder Toleranz gegenüber
anderen Kulturen. 68 Prozent assoziieren die
Grünen, 29 Prozent die Unionsparteien mit
Toleranz gegenüber anderen Kulturen, 59 Pro-
zent die Grünen, aber nur 26 Prozent die Uni-
onsparteien mit Engagement für Chancen-
gleichheit. Dass sie den Umweltschutz voran-
treiben möchten, attestieren 79 Prozent den
Grünen, 22 Prozent den Unionsparteien . 

Die Profile unterscheiden sich damit teilweise
deutlich stärker, als aus den heutigen Pro-
grammen und politischen Entscheidungen ab-
leitbar ist. Parteiprofile lösen sich weitaus
schwerer auf als oft angenommen. Die Vor-
stellungen von den Zielen der Parteien sind
über Jahrzehnte gewachsen und befestigt wor-
den und teilweise resistent gegen die Erkennt-
nis, dass im alltäglichen politischen Handeln
vieles pragmatisch zur Disposition gestellt
wird. Die Profile zeigen auch, warum bürger-
lichen Parteien Korrekturen ihrer Positionen
oft leichter verziehen werden als linken Partei-
en. Die Unionsparteien werden von vornher-
ein weniger mit diffusen, oft schwer zu erfül-
lenden Erwartungen überfrachtet, als das bei
SPD und Grünen der Fall ist. Mit einer starken
Wirtschaft im Rücken haben CDU und CSU
meist einen soliden Rückhalt. Dass sich eine
Partei im politischen Alltag an christlichen
Werten ausrichtet, halten die meisten Bürger
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von vornherein für nur schwer möglich. 

Parteien, die für Ziele wie soziale Gerechtig-
keit, Chancengleichheit, Gleichberechtigung
und Toleranz stehen, tun sich weitaus schwe-
rer. Das hat nicht nur mit den teilweise sehr
unterschiedlichen Vorstellungen von Gerech-
tigkeit und vernünftiger Toleranz zu tun, son-
dern vor allem mit Problemen, in der Ta-
gespolitik solchen Zielen gerecht zu werden.
Das musste die SPD in der Phase der Wachs-
tumsschwäche schmerzlich erfahren, als sie
sich zu wichtigen und richtigen Reformen
durchrang, die aber völlig quer zu den Erwar-
tungen ihrer Wähler lagen und deren Vorstel-
lungen von sozialer Gerechtigkeit verletzten.

Die Profile der Parteien fallen wesentlich stär-
ker auseinander als die politischen Positionen
ihrer Anhänger. Die immer wieder vorge-
brachte Kritik an zu wenig konturenscharfen
politischen Programmen und dem sehr prag-
matischen Politikstil übersieht die Tatsache,
dass die Anhänger der verschiedenen Parteien
weitaus mehr verbindet als trennt. Das gilt
auch für die Anhänger der Unionspartei und
der Grünen. In vielen politischen Fragen urtei-
len sie nur graduell unterschiedlich. So gibt es
heute nur noch graduelle Unterschiede bei
energiepolitischen Standpunkten, Umwelt-
schutz, wirtschaftlichen Fragen oder Europa-
politik. Gravierende Meinungsverschiedenhei-
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ten sind zurzeit primär bei der Steuerpolitik, in
Bezug auf die Legalisierung weicher Drogen,
die Stellung gleichgeschlechtlicher Partner-
schaften und bei der Einschätzung des Islam
festzustellen. So sind die Anhänger der Grü-
nen mit breiter Mehrheit überzeugt, dass Islam
und Christentum problemlos nebeneinander
existieren können, während die Anhänger von
CDU und CSU davon ausgehen, dass hier im-
mer wieder neue Konflikte drohen. Entspre-
chend plädieren Unionsanhänger gegenüber
radikalen islamischen Gruppierungen für ei-
nen wesentlich härteren Kurs als Anhänger
der Grünen. Die Anhänger der Grünen votie-
ren, anders als die Anhänger von CDU und
CSU, mehrheitlich für die Anhebung des Spit-
zensteuersatzes und die Wiedereinsetzung der
Vermögenssteuer sowie für die völlige Gleich-
stellung gleichgeschlechtlicher Partnerschaf-
ten; jeder dritte Anhänger der CDU/CSU, aber
61 Prozent der Anhänger der Grünen, hielten
dies für richtig. In Bezug auf die Legalisie-
rung weicher Drogen plädieren 66 Prozent der
Unionsanhänger für eine Verschärfung, die
Anhänger der Grünen dagegen überwiegend
für eine völlige Legalisierung. Schwerer als
diese unterschiedlichen Positionen wiegen je-
doch die Empfindungen von Distanz, die die
Anhänger beider Parteien andere Koalitions-
partner favorisieren lassen. 
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 A n h a n g t a b e l l e n 



 

Tabelle A 1
Bundesrepublik Deutschland

Wahlberechtigte

Sympathien der Parteianhänger

FRAGE: "Auf diesen Karten stehen die Namen von verschiedenen Parteien, die 
politische Bedeutung haben. Sicher sind einem diese Parteien nicht 
alle gleich sympathisch. Könnten Sie bitte diese fünf Karten einmal 
danach untereinander legen, wie sympathisch Ihnen diese Parteien 
sind. Es geht so: Obenhin legen Sie die Partei, die Ihnen am sympa-
thischsten ist. Darunter die, die Sie an die zweite Stelle setzen

 würden, und so weiter, und als letztes die Partei, die Ihnen am 
wenigsten sympathisch oder vielleicht sogar ganz unsympathisch ist." 
(Kartenspielvorlage)

Anhänger der CDU/CSU
(Parteisympathie 1. Stelle: CDU/CSU)

%

B. 90/Grüne an 2. Stelle...................................................20
an 3. Stelle...................................................31
an 4. Stelle...................................................39
an 5. Stelle.....................................................6
an 6. Stelle.....................................................2

SPD an 2. Stelle...................................................46

FDP an 2. Stelle...................................................31

Anhänger von B. 90/ Grüne
(Parteisympathie 1. Stelle: B.90/Grüne)

%

CDU/CSU an 2. Stelle .................................................15

SPD an 2. Stelle .................................................59

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11001, Dezember 2012

} 47



 

Tabelle A 2
Bundesrepublik Deutschland
Bevölkerung ab 16 Jahren

Die Parteianhänger von CDU/CSU und den
Grünen: Unterschiedliche Haltung zum Islam

FRAGE: "Was meinen Sie: Können Christentum und Islam friedlich neben-
einander exisieren, oder sind diese Religionen zu verschieden, wird es
deshalb immer wieder zu schweren Konflikten kommen?"

Bevölkerung Anhänger von
insgesamt ----------------------------------

CDU/CSU B. 90/Grüne
% % %

Nebeneinander existieren ...................38 34..................58
Immer wieder Konflikte........................51 55..................36
Unentschieden, keine Angabe ............11 11....................6

100 100 100

FRAGE: "In einigen deutschen Städten haben kürzlich Mitglieder einer extremen
islamischen Gruppierung, die sogenannten Salafisten, in Fußgänger-
zonen kostenlos Koranausgaben verteilt. Finden Sie, das sollte 
verboten werden, oder finden Sie das nicht?"

Bevölkerung Anhänger von
insgesamt ----------------------------------

CDU/CSU B. 90/Grüne
% % %

Sollte verboten werden .......................52 61..................36
Finde das nicht ....................................31 25..................49
Unentschieden, keine Angabe ............17 14..................15

100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10093, Juli 2012



 

Tabelle A 3
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Parteianhänger von CDU/CSU und den
Grünen: Unterschiedliche Haltung zur Steuer-
politik

FRAGE: "Wenn das Steuersystem verändert wird, was wäre Ihnen besonders 
wichtig? Bitte nennen Sie mir einfach die entsprechenden Punkte von 
der Liste hier." (Listenvorlage)

Bevölkerung Anhänger von
insgesamt ----------------------------------

CDU/CSU B. 90/Grüne
% % %

Die Spitzensteuersätze
anheben ..............................................48 39..................56

Die Vermögenssteuer wieder
einführen .............................................44 32..................53

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11000, November 2012

Auszug aus den Vorgaben 



 

Tabelle A 4
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Parteianhänger von CDU/CSU und den
Grünen: Unterschiedliche Haltung zu gleich-
geschlechtlichen Partnerschaften

FRAGE: "Seit einigen Jahren können gleichgeschlechtliche Paare, also zwei 
Männer oder zwei Frauen, auf dem Standesamt eine sogenannte 
'eingetragene Partnerschaft' eingehen. Damit erhalten diese Partner-
schaften in einigen Bereichen die gleichen Rechte wie verheiratete 
Paare. Was ist Ihre Meinung dazu? Bitte sagen Sie es mir nach dieser 
Liste hier." (Listenvorlage)

Bevölkerung Anhänger von
insgesamt ----------------------------------

CDU/CSU B. 90/Grüne
% % %

Sollten verheirateten Paaren
rechtlich völlig gleichgestellt werden ...43 33..................61

Sollten einen Teil der Rechte haben,
die verheiratete Paare auch haben,
aber verheirateten Paaren rechtlich
nicht gleichgestellt sein .......................34 38..................29

Sollten rechtlich nicht anerkannt
werden ................................................12 15....................6

Sind grundsätzlich abzulehnen ...........10 11....................4

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 10097, September 2012



 

Tabelle A 5
Bundesrepublik Deutschland

Bevölkerung ab 16 Jahre

Die Parteianhänger von CDU/CSU und den
Grünen: Unterschiedliche Haltung zur Legali-
sierung weicher Drogen

FRAGE: "Es gibt ja unterschiedliche Ansichten, wie man den Handel und 
Konsum sogenannter weicher Drogen wie z.B. Cannabis besser 
bekämpfen kann. Die einen sagen, man muss den Handel strafrecht-
lich noch stärker verfolgen, die anderen sagen, man sollte weiche
Drogen legalisieren, also strafrechtlich gar nicht mehr verfolgen. 
Welcher Ansicht sind Sie?"

Bevölkerung Anhänger von
insgesamt ----------------------------------

CDU/CSU B. 90/Grüne
% % %

Stärker verfolgen.................................56 66..................36

Legalisieren, nicht verfolgen ...............24 13..................41

Unentschieden, keine Angabe ............20 21..................23

100 100 100

QUELLE: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11001, Dezember 2012



Tabelle B 1
Gesamtdeutschland

Wahlberechtigte Bevölkerung
mit konkreter Parteiangabe

Zweitstimmen-Wahlabsicht Gesamtdeutschland
Allensbacher Berichterstattung für die
Frankfurter Allgemeine Zeitung

  Zweitstimmen Gesamtdeutschland
  -----------------------------------------------------
CDU/CSU FDP SPD Bündnis 90/ DIE Piraten- Sonstige

Grüne LINKE partei
% % % % % % %

Bundestagswahl (Zweitstimmen)
27.9.2009 ................33,8 ...14,6 .23,0...10,7 .....11,9 ....- ......6,0

2009: Jahresdurchschnitt.36,0 ...13,5 .24,0...11,5 .....10,5 ....- ......4,5

2010: 1.Halbjahr.........34,5 ....9,5 .26,5...13,5 .....10,5 ....- ......5,5
2.Halbjahr.........32,0 ....6,0 .29,5...18,0 ......9,0 ....- ......5,5

Jahresdurchschnitt.33,0 ....8,0 .28,0...16,0 ......9,5 ....- ......5,5

2011: 7.-21.Januar.......34,5 ....5,5 .27,5...18,0 ......8,5 ....- ......6,0
4.-17.Februar......36,0 ....6,5 .28,5...16,5 ......7,5 ....- ......5,0
26.Feb.-13.März....36,5 ....6,5 .29,0...15,0 ......8,0 ....- ......5,0
1.-16.April........32,0 ....5,0 .28,0...23,0 ......7,0 ....- ......5,0
2.-14.Mai..........33,0 ....5,5 .27,0...22,0 ......6,5 ....- ......6,0
9.-22.Mai..........34,0 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......6,0
23.Mai-6.Juni......32,0 ....5,0 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,5
3.-18.Juni.........34,5 ....4,5 .27,5...21,0 ......7,0 ....- ......5,5
2.-15.Juli.........34,0 ....5,5 .27,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
30.Juli-13.Aug.....33,0 ....4,5 .29,0...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
12.-27.August......32,0 ....5,0 .29,5...20,0 ......7,5 ....- ......6,0
2.-16.September....33,5 ....5,0 .28,5...19,0 ......8,0 ....- ......6,0
16.-30.September...32,0 ....4,5 .30,0...19,0 ......7,5 ....- ......7,0
4.-16.Oktober......31,0 ....4,5 .30,5...17,5 ......7,5 ....5,5 ....3,5
28.Okt.-11.Nov.....32,0 ....4,5 .30,0...17,0 ......8,0 ....4,5 ....4,0
21.Nov.-4.Dez......34,0 ....4,0 .30,0...16,0 ......7,0 ....5,0 ....4,0
3.-15.Dezember.....35,0 ....4,5 .29,0...15,0 ......7,5 ....4,5 ....4,5

Jahresdurchschnitt.33,5 ....5,0 .28,5...19,0 ......7,5 ....- ......6,5

2012: 7.-21.Januar.......35,0 ....4,0 .29,0...16,5 ......7,0 ....4,0 ....4,5
4.-16.Februar......36,0 ....4,5 .28,0...15,5 ......7,5 ....5,0 ....3,5
3.-15.März.........35,0 ....3,5 .30,0...16,0 ......7,0 ....5,0 ....3,5
1.-13.April........34,5 ....3,5 .28,0...14,0 ......7,0 ...10,0 ....3,0
21.April-8.Mai.....34,5 ....4,5 .28,5...15,0 ......6,0 ....8,0 ....3,5
5.-19.Mai..........35,5 ....4,5 .30,0...14,0 ......5,5 ....7,0 ....3,5
4.-15.Juni.........34,0 ....5,5 .28,0...15,5 ......5,0 ....7,5 ....4,5
1.-12.Juli.........36,0 ....6,0 .27,0...14,0 ......6,0 ....6,5 ....4,5
14.-26.Juli........35,5 ....5,5 .27,5...14,0 ......6,5 ....6,5 ....4,5
1.-13.August.......35,0 ....5,5 .28,0...15,0 ......6,0 ....6,5 ....4,0
3.-17.September....34,0 ....5,5 .30,0...14,0 ......6,5 ....5,5 ....4,5
28.Sept.-12.Okt....35,5 ....4,5 .31,0...14,0 ......6,0 ....5,0 ....4,0
23.Okt.-6.Nov......37,5 ....4,0 .31,0...12,5 ......6,5 ....4,0 ....4,5
1.-13.Dezember.....37,5 ....4,5 .30,0...14,0 ......6,5 ....3,5 ....4,0

___________________
           
QUELLE: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Institut für Demoskopie Allensbach
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© IfD-Allensbach

Unterschiede Schwarz und Grün

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11001   
Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre
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40Wie stark der Staat in den nächsten Jahren sparen sollte

Schaubild 4

Da gibt es zwischen CDU/CSU und Grünen größere Unterschiede -

Wie streng die Umweltschutzrichtlinien für Unternehmen
sein sollten

Ob gleichgeschlechtliche Partnerschaften gleichgestellt
werden sollten

Ob weiche Drogen legalisiert werden sollten

Ob der Spitzensteuersatz erhöht werden sollte

Ob man die Vermögenssteuer wieder einführen sollte

Ob die Einbürgerung von Ausländern erleichtert werden
sollte

Wie schnell Deutschland aus der Kernenergie aussteigen
sollte

Ob deutsche Soldaten sich an Auslandseinsätzen be-
teiligen sollten
Ob die private Krankenversicherung abgeschafft und in Deutsch-
land eine Bürgerversicherung für alle eingeführt werden sollte

Ob es mehr Volksentscheide geben sollte

Wie lange Telefon- und Internetdaten gespeichert bleiben
sollten

Ob öffentliche Plätze videoüberwacht werden sollten

Ob es einen gesetzlichen Mindestlohn für alle Branchen
geben sollte

Wie stark Deutschland erneuerbare Energien fördern sollte

Ob Deutschland eine Frauenquote einführen sollte

Wie stark Arbeitslose vom Staat unterstützt werden sollten

Ob Deutschland hoch verschuldete Euro-Länder stärker
unterstützen sollte

Ob Deutschland mehr Zuständigkeiten, Kompetenzen an
die EU abgeben sollte

Wie man junge Familien unterstützen sollte



© IfD-Allensbach

Divergierende Profile von 
Unionspartei und Grünen

Quelle: Allensbacher Archiv, IfD-Umfrage 11001   
Basis: Bundesrepublik Deutschland, Bevölkerung ab 16 Jahre

Dafür setzt sich
die CDU ein

Dafür setzen sich
die Grünen ein
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Die Wirtschaft stärken

Förderung des Wirtschaftswachstums

Europäische Einigung, Zusammenwachsen Europas

Für einen stabilen Euro

Christliche Werte

Sicherheit, Bekämpfung der Kriminalität

Die Staatsverschuldung bekämpfen

Erneuerbare Energien fördern

Begrenzung der Zuwanderung

Den Sozialstaat verteidigen

Moderne Familienpolitik

Toleranz gegenüber anderen Kulturen

Für stabile Preise

Soziale Gerechtigkeit

Chancengleichheit

Für bessere Schulen

Für auskömmliche Renten sorgen

Gleichberechtigung von Frauen durchsetzen

Den Umweltschutz vorantreiben

Mindestlöhne

Mut zu Reformen

Faire Steuern
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Frage: ”Wofür steht die CDU/stehen die Grünen, wofür setzt sich die CDU/setzen
  sich die Grünen besonders ein?”

%

Für ein mehrgliedriges Schulsystem und die
Beibehaltung der Gymnasien

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Schaubild 5
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"Gefühlte und reale Distanz. Die bevorstehende 

Bundestagswahl heizt Koalitionsspekulationen an. 

Am wahrscheinlichsten erscheint eine große 

Koalition. Aber Schwarz-Grün beflügelt die 

Phantasie."






